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Index

10/01 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG)

10/07 Verwaltungsgerichtshof

82/02 Gesundheitsrecht allgemein

Norm

B-VG Art133 Abs6 Z1

COVID-19-MaßnahmenG 2020 §5 Abs4

COVID-19-MaßnahmenG 2020 §8 Abs5a Z2 idF 2021/I/255

VwGG §25a Abs4

VwGG §25a Abs4 Z1

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VwGG § 25a heute

2. VwGG § 25a gültig ab 21.07.2023 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 88/2023

3. VwGG § 25a gültig von 01.01.2017 bis 20.07.2023 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2017

4. VwGG § 25a gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

1. VwGG § 25a heute

2. VwGG § 25a gültig ab 21.07.2023 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 88/2023

3. VwGG § 25a gültig von 01.01.2017 bis 20.07.2023 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2017

4. VwGG § 25a gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Präsident Dr. Thienel, den Hofrat Mag. Feiel sowie die
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Hofrätin Dr. Koprivnikar als Richter, unter Mitwirkung der Schriftführerin Dr. Hotz, über die außerordentliche Revision

der A B in C, gegen den Beschluss des Landesverwaltungsgerichtes Vorarlberg vom 7. April 2022, LVwG-1-124/2022-

R19, betreEend Übertretung des COVID-19-Maßnahmengesetzes (belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht:

Bezirkshauptmannschaft Bregenz), den Beschluss gefasst:

Spruch

Die Revision wird zurückgewiesen.

Begründung

1

Mit dem angefochtenen Beschluss hat das Landesverwaltungsgericht Vorarlberg die Beschwerde der

Revisionswerberin gegen ein Straferkenntnis der belangten Behörde gemäß § 13 Abs. 3 AVG in Verbindung mit

§ 17 VwGVG als unzulässig zurückgewiesen und ausgesprochen, dass eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof

gemäß § 25a VwGG unzulässig ist.Mit dem angefochtenen Beschluss hat das Landesverwaltungsgericht Vorarlberg die

Beschwerde der Revisionswerberin gegen ein Straferkenntnis der belangten Behörde gemäß Paragraph 13, Absatz

3, AVG in Verbindung mit Paragraph 17, VwGVG als unzulässig zurückgewiesen und ausgesprochen, dass eine Revision

an den Verwaltungsgerichtshof gemäß Paragraph 25 a, VwGG unzulässig ist.

2

Gemäß § 25a Abs. 4 VwGG ist eine Revision wegen Verletzung in Rechten (Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG) nicht zulässig, wenn

in einer Verwaltungsstrafsache 1. eine Geldstrafe von bis zu 750 Euro und keine Freiheitsstrafe verhängt werden durfte

und 2. im Erkenntnis eine Geldstrafe von bis zu 400 Euro verhängt wurde.Gemäß Paragraph 25 a, Absatz 4, VwGG ist

eine Revision wegen Verletzung in Rechten (Artikel 133, Absatz 6, Ziffer eins, B-VG) nicht zulässig, wenn in einer

Verwaltungsstrafsache 1. eine Geldstrafe von bis zu 750 Euro und keine Freiheitsstrafe verhängt werden durfte und

2. im Erkenntnis eine Geldstrafe von bis zu 400 Euro verhängt wurde.

3

§ 25a Abs. 4 VwGG erfasst mit der in Z 1 genannten Verhängung einer Freiheitsstrafe lediglich die Androhung einer

primären Freiheitsstrafe, nicht aber die einer Ersatzfreiheitsstrafe (vgl. VwGH 24.9.2014, Ra 2014/03/0014).Paragraph

25 a, Absatz 4, VwGG erfasst mit der in Ziffer eins, genannten Verhängung einer Freiheitsstrafe lediglich die Androhung

einer primären Freiheitsstrafe, nicht aber die einer Ersatzfreiheitsstrafe vergleiche , VwGH 24.9.2014,

Ra 2014/03/0014).

4

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes schließt der Begriff der „Verwaltungsstrafsache“

auch rein verfahrensrechtliche Entscheidungen ein (vgl. etwa VwGH 28.4.2022, Ra 2022/03/0101, mwN). Auch gegen

verfahrensrechtliche Beschlüsse des Verwaltungsgerichtes in Verwaltungsstrafen, in denen die Voraussetzungen des

§ 25a Abs. 4 VwGG vorliegen, ist daher eine Revision absolut unzulässig.Nach der ständigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes schließt der Begriff der „Verwaltungsstrafsache“ auch rein verfahrensrechtliche

Entscheidungen ein vergleiche , etwa VwGH 28.4.2022, Ra 2022/03/0101, mwN). Auch gegen verfahrensrechtliche

Beschlüsse des Verwaltungsgerichtes in Verwaltungsstrafen, in denen die Voraussetzungen des Paragraph 25 a, Absatz

4, VwGG vorliegen, ist daher eine Revision absolut unzulässig.

5

Die Strafdrohung nach § 8 Abs. 5a Z 2 COVID-19-Maßnahmengesetz in der im Revisionsfall (angelasteter Tatzeitpunkt

2. Jänner 2022) maßgebenden Fassung BGBl. I Nr. 255/2021 war mit „einer Geldstrafe von 50 Euro bis zu 500 Euro, im

Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu einer Woche“ festgesetzt.Die Strafdrohung nach Paragraph 8,

Absatz 5 a, Ziffer 2, COVID-19-Maßnahmengesetz in der im Revisionsfall (angelasteter Tatzeitpunkt 2. Jänner 2022)

maßgebenden Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 255 aus 2021, war mit „einer Geldstrafe von 50 Euro bis zu

500 Euro, im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu einer Woche“ festgesetzt.

6

Mit dem von der Revisionswerberin vor dem Landesverwaltungsgericht angefochtenen Straferkenntnis der belangten

Behörde war über sie wegen einer Übertretung des § 8 Abs. 5a Z 2 und 5 Abs. 4 COVID-19-Maßnahmengesetz

in Verbindung mit § 14 Abs. 1 letzter Satz der 6. Covid-19-Schutzmaßnahmenverordnung gemäß § 8 Abs. 5a Z 2 Covid-

19-Maßnahmengesetz eine Geldstrafe von € 200 (Ersatzfreiheitsstrafe von 2 Tagen und 19 Stunden) verhängt

worden.Mit dem von der Revisionswerberin vor dem Landesverwaltungsgericht angefochtenen Straferkenntnis der
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belangten Behörde war über sie wegen einer Übertretung des Paragraph 8, Absatz 5 a, Ziffer 2 und 5 Absatz 4, COVID-

19-Maßnahmengesetz in Verbindung mit Paragraph 14, Absatz eins, letzter Satz der 6. Covid-19-

Schutzmaßnahmenverordnung gemäß Paragraph 8, Absatz 5 a, Ziffer 2, Covid-19-Maßnahmengesetz eine Geldstrafe

von € 200 (Ersatzfreiheitsstrafe von 2 Tagen und 19 Stunden) verhängt worden.

7

Die Revision war daher als gemäß § 25a Abs. 4 VwGG absolut unzulässig zurückzuweisen, ohne dass noch auf deren

Mängel eingegangen zu werden brauchte (vgl. VwGH 23.9.2021, Ra 2021/02/0194, mwN).Die Revision war daher als

gemäß Paragraph 25 a, Absatz 4, VwGG absolut unzulässig zurückzuweisen, ohne dass noch auf deren Mängel

eingegangen zu werden brauchte vergleiche , VwGH 23.9.2021, Ra 2021/02/0194, mwN).

Wien, am 14. Juni 2022
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